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Mitglieder ner bosnischen nbrecherbande 

wegen Formfehler im Haftbefehl wieder auf freiem Fuß?" 



, in 
gewerbsmäßig Wohnungseinbruchdiebstähle begangen bzw. versucht zu haben. 
Angeschuldigten befanden sich seit dem 23.02.2016 aufgrund von Haftbefehlen des 
Amtsgerichts Dortmund in Untersuchungshaft. Diese Haftbefehle hob das Oberlan­
desgericht Hamm mit Beschluss vom 15.09.2016 wegen formeller Fehler auf. Seither 
befinden sich die Angeschuldigten auf freiem Fuß. 

Sachverhalt 

Der zugrunde liegende Sachverhalt stellt sich im Einzelnen wie folgt dar: 

6 erließ das Amtsgericht Dortmund aufgrund wortgleich gestellter 
träge der Staatsanwaltschaft Dortmund wegen dringenden Verdachts des Einbruch­
diebstahls in 16 Fällen - davon in einem Fall wegen Versuchs - gegen die am 
22.02.2016 vorläufig festgenommenen Angeschuldigten und G. Haftbefehl. Bei­
den wurde vorgeworfen, zu einer Gruppe von Personen aus dem früheren Jugosla­
wien zu gehören, die sich zur gemeinsamen Begehung von Wohnungseinbrüchen 
nach Deutschland begeben haben, um mit dem aus dem Verkauf der Beute erzielten 

ihren Lebensunterhalt und den in ihrem Heimatland lebenden Angehöri-
gen zu finanzieren. Die Haftbefehle wurden seit dem 6 vollzogen. 

Am 06.06.2016 erhob die Staatsanwaltschaft Dortmund Anklage zum Landgericht 
Dortmund. Sie legt H. und G. nunmehr insgesamt 49 gemeinschaftlich und ge­
werbsmäßig begangene Wohnungseinbruchdiebstähle zur Last, wobei es in 13 Fäl­
len beim Versuch geblieben sein soll. Die Anklageschrift richtet sich darüber hinaus 
gegen zwei weitere Angeschuldigte, die beiden deutschen Staatsangehörigen M. und 
J., die bereits vor Anklageerhebung durch das Amtsgericht Dortmund vom Vollzug 
der Untersuchungshaft verschont worden waren. M. und J. wird vorgeworfen, H. und 
G in 3 Fällen Beihilfe geleistet zu haben, indem sie ihnen Fahrzeuge vermieteten, die 
bei der Ausführung der Taten verwendet wurden. Im Einzelnen werden den Ange­
schuldigten H. und G. die aus der ersichtlichen Taten zur Last gelegt. Die 
Anklageschrift ging am 1 6 bei dem Landgericht Dortmund ein. In ihrer Über­

regelmäßig 
Haftbefehle nach Maßgabe 



6 bei Strafkammer ein des 
des Mitangeschuldigten ein, der beantragte, die Eröffnung des Hauptverfahrens 
abzulehnen. Zur Begründung rügte er u.a. die Mangelhaftigkeit der Anklageschrift, 
die nicht der Informations- und Eingrenzungsfunktion genüge (§ 200 StPO). Am 
11 6 (Montag) wies der Kammervorsitzende die Staatsanwaltschaft Dortmund 
mit Eilverfügung ebenfalls auf diesbezügliche Zweifel hin. Ferner bestünden Zweifel 
an der örtlichen Zuständigkeit des Landgerichts Dortmund, da lediglich die Ange­
schuldigten M. und J., nicht aber die Hauptangeschuldigten H. und G. in Dortmund 
wohnten. und G. seien auch nicht im Bezirk des Landgerichts Dortmund ergriffen 
worden. Sämtliche angeklagten Taten seien im Zuständigkeitsbereich anderer Land­
gerichte begangen worden. Lediglich das Fahrzeug, mit dem die Tatorte aufgesucht 
worden seien, sei nach dem Stand der Ermittlungen in Dortmund angemietet worden. 
Den Gerichtsstand des Zusammenhangs (§ 13 StPO) verneinte die Kammer. Dazu 
ging am 18.07.2016 die Stellungnahme der Staatsanwaltschaft vom 15.07.2016 ein, 
die den Bedenken entgegentrat. 

Die Kammer trennte daraufhin die Strafverfahren gegen die als Gehilfen angeklagten 
Angeschuldigten M. und J. Beschluss vom 6 stellte hinsichtlich 
des Verfahrens gegen die und G. ihre örtliche Unzuständigkeit Gegen diesen 
Beschluss legte die Staatsanwaltschaft am 10.08.2016 Beschwerde ein, die noch am 
selben Tag beim Landgericht einging. Mit Beschluss vom 15.08.2016 half die Kam­
mer der Beschwerde nicht ab und leitete die Sache über die Staatsanwaltschaft 
Dortmund und die Generalstaatsanwaltschaft Hamm dem für die Entscheidung über 
die Beschwerde zuständigen Oberlandesgericht Hamm zu. 

Parallel zu dem Besch'vVerdeverfahren legte die Staatsanwaltschaft Dortmund dem 
Oberlandesgericht am 17.08.2016 mit Rücksicht auf die am 23.08.2016 ablaufende 
6-Monatsfrist (§ 121 Abs. 1 StPO) Doppelakten unmittelbar zur Haftprüfung vor und 
beantragte, die Untersuchungshaft über die 6-Monats-Frist hinaus anzuordnen. 

die Generalstaatsanwaltschaft ihre Stellungnahme im 

gingen darauf-



zu 
bzw. Ergreifungsorts. wies der _L:>In '-'" 

Bedenken hinsichtlich der formellen Rechtmäßigkeit der Haftbefehle hin. 

Am 6 entschied der 1. Strafsenat den Beschluss vom 25.07.2016 aufzuhe-
ben, da sich die Zuständigkeit des Landgerichts Dortmund aus dem Gerichtsstand 
des Zusammenhangs ergebe. Eine schriftliche Abfassung und Bekanntgabe des Be­
schlusses unterblieb zunächst. 

Am 09.09.2016 (Freitag) wies der Senatsvorsitzende die sachbearbeitende Dezer­
nentin der Staatsanwaltschaft telefonisch darauf hin, dass angesichts formeller Män­
gel der Haftbefehle ihr Fortbestand zweifelhaft sei. regte vor diesem Hintergrund 
die Rücknahme der Anklage an. Die zuständige Dezernentin der Staatsanwaltschaft 
vermochte dieser Anregung nicht zu folgen. Der Senatsvorsitzende regte daraufhin 
an, die Staatsanwaltschaft möge bei der Kammer auf eine sofortige Ergänzung bzw. 
Korrektur der Haftbefehle hinwirken. Noch am selben Tag versuchte der Senatsvor­
sitzende zudem auch den Kammervorsitzenden sowie seine Stellvertreterin in ihrem 
Büro telefonisch zu erreichen, was erfolglos blieb, da sich die Kammer in einem 

befand. 

Am 12.09.2016 (Montag) teilte der Senatsvorsitzende dem Vorsitzenden der 34. gro­
ßen Strafkammer per Telefax den Inhalt des am 08.09.2016 gefassten mündlichen 
Senatsbeschlusses sowie den Inhalt des am 09.09.2016 mit der Staatsanwaltschaft 
Dortmund geführten Telefonats mit und wies auf seine Bedenken hinsichtlich der 
formellen Ordnungsgemäßheit der vom Amtsgericht Dortmund erlassenen Haftbefeh­
le hin. Noch am selben Tag beantragte die Staatsanwaltschaft Dortmund die Neu­
fassung der beiden Haftbefehle bei der 34. großen Strafkammer. 

Am 15.09.2016 (Donnerstag) nahm der Senat telefonischen Kontakt zu dem Vorsit­
zenden der 34. Strafkammer auf, der in einer Sitzungspause erreicht werden konnte. 
Der Kammervorsitzende wies auf die erhebliche Sitzungstätigkeit der Kammer in der 
iaufenden 37. Kalenderwoche (3 Hauptverhandlungstage 2 Haftprüfungs-

1 ""'-" IV'" 



dem Ergebnis dieses Telefonats C'ö't7'tö 

Staatsanwaltschaft Dortmund noch am selben Tag (1 Kenntnis 
regte erneut an, im Hinblick auf den voraussichtlichen weiteren Verlauf am Landge­
richt Dortmund und die danach wahrscheinliche Aufhebung der Haftbefehle die An­
klage zurückzunehmen und nach einer Nachbesserung der Haftbefehle durch das 
dann zuständige Amtsgericht Dortmund Anklage vor einem anderen zuständigen Ge­
richt, etwa dem Landgericht Essen, zu erheben. Die Dezernentin der Staatsanwalt­
schaft Dortmund lehnte eine solche Vorgehensweise ab. 

Der Senat hob daraufhin noch am 1 6 die Haftbefehle des Amtsgerichts 
Dortmund auf und ordnete die sofortige Freilassung der Angeschuldigten aus der Un­
tersuchungshaft an. Die Haftbefehle entsprächen nicht den Formerfordernissen des 
§ 114 Abs. 2 StPO. Eine Nachbesserung durch die zuständige 34. Strafkammer des 
Landgerichts Dortmund sei erst in etwa vier Wochen möglich, was unter Berücksich­
tigung des in Haftsachen zu beachtenden Beschleunigungsgebots eine nicht hin­
nehmbare Verzögerung darstelle. Dem Senat selbst sei im Rahmen der Haftprüfung 
eine Nachbesserung aus rechtlichen Gründen nicht möglich. 

Die beiden im Februar in Untersuchungshaft gelangten Angeschuldigten, denen eine 
ganz erhebliche Zahl von gewerbsmäßig begangenen Wohnungseinbrüchen zur Last 
gelegt wird, sind aufgrund formeller Fehler bei der Abfassung der Untersuchungs­
haftbefehle wieder auf freien Fuß gelangt. Auch im weiteren Verlauf des gerichtlichen 
Verfahrens sind die Untersuchungshaftbefehle nicht neu gefasst worden. Dieses Er­
gebnis ist nur schwer erträglich, die Verfahrensabläufe .entziehen sich im Ergebnis 
jedoch aufgrund Art. 97 GG einer Bewertung durch die Landesregierung. 

Im Einzelnen: 

Die Staatsanwaltschaft hat für den Abschluss der Ermittlungen einen Zeitraum von 
etwa 3 '!12 zu r 
Umfangs des Verfahrens (49 des Wohnungseinbruchs bzw. des versuchten 



Die Staatsanwaltschaft ist der Anregung des Vorsitzenden des 1. Strafsenats nicht 
gefolgt, die Beschwerde bzw. Anklage zurückzunehmen, um die Mängel der Haftbe­
fehle zunächst bei dem dann wieder zuständigen Amtsgericht beheben zu lassen 
und die Sache sodann bei einem anderen Landgericht anzuklagen. Die General­
staatsanwältin in Hamm sah die Anregung, die Anklage vor einem bislang mit der 
Sache nicht befassten Gericht zu erheben, vor dem Hintergrund des in Haftsachen 
geltenden besonderen Beschleunigungsgebots als nicht sachgerecht an. Auch dies 
ist im Ergebnis nicht zu beanstanden. 

Zum Zeitpunkt des Verfahrenseingangs bei der 34. großen Strafkammer am 
15.06.2016 saßen H. und G. bereits etwa 3 Yz Monate in Untersuchungshaft. Bis zum 
Ablauf der 6-Monats-Frist des § 121 StPO am 23.08.2016 verblieb damit lediglich ein 
Zeitraum von knapp 2 Yz Monaten. In diesem Zeitraum wurde das Verfahren nach 
dem Bericht der Präsidentin des Landgerichts Dortmund durchgängig und auch unter 
Berücksichtigung des Beschleunigungsgrundsatzes in Haftsachen gemäß den Vor­
gaben der Strafprozessordnung gefördert und bearbeitet. 

In den Schutzbereich des Art. 97 fällt der auf bestimmten rechtlichen Wertungen 
beruhende Verfahrensgang am Landgericht Dortmund, welches mit Anklageerhe­
bung gemäß § 126 Abs. 2 StPO als das mit der Sache befasste Gericht für Entschei­
dungen betreffend die Untersuchungshaft zuständig wurde. Dies betrifft sowohl die 
Entscheidung der 34. großen Strafkammer, sie sei örtlich unzuständig, als auch die 
zeitgleich erfolgte Zurückstellung der Bearbeitung des Antrages der Staatsanwalt­
schaft auf Anpassung der Haftbefehle. Da die Kammer zunächst zu dem Ergebnis 
gelangt war, sie sei für die Bearbeitung des Strafverfahrens örtlich unzuständig, be­
fasste sie sich mit der Frage der Eröffnung des Hauptverfahrens und auch mit der 
Frage der Fortdauer der Untersuchungshaft und der Überprüfung der Haftbefehle 
zunächst nicht. Diese Entscheidungen fallen in den Kernbereich der richterlichen 
Unabhängigkeit. 

der aufgehoben hatte, .... ""t..4 .... -.;JIVI 

vom 1. Strafsenat beanstandeten formellen Fehler den Haftbefehlen deren 



ver-

..... L...>wu·,C>w der Präsidentin des war 

"weder Auffassung Mitglieder selbst noch nach Auffassung des für 
schäftsverteilung zuständigen Präsidiums des Landgerichts Dortmund überlastet." , 
Die 34. Strafkammer sei - ebenso wie alle großen Strafkammern des Landgerichts 
Dortmund - grundsätzlich in der Lage gewesen, die bei ihr eingehenden Haftsachen 
mit der gesetzlich gebotenen Beschleunigung zu bearbeiten. Soweit dies im Aus­
nahmefall nicht der Fall sei, etwa wegen einer plötzlichen Eingangsspitze in Haftsa­
chen oder weil eine Haftsache erst kurz vor Ablauf der 6-Monats-Frist zur Anklage 
gebracht werde, ergreife das Präsidium die gebotenen und möglichen Maßnahmen 
mit dem Ziel, sicherzustellen, dass sämtliche bei dem Landgericht Dortmund anhän­
gigen Haftsachen gemäß den Vorgaben der Verfassung und der Strafprozessord­
nung behandelt werden. Dies erfolge namentlich in der Weise, dass Haftsachen auf 
andere Strafkammern, die vorübergehend freie Kapazitäten besitzen, abgeleitet wer­
den oder dass Hilfsstrafkammern gebildet werden, die in Vertretung der regulären 
Kammer Verfahren bearbeiten. Das Präsidium des Landgerichts Dortmund, das die 
richterliche Geschäftsverteilung ebenfalls in richterlicher Unabhängigkeit regelt, hat 
sich vor diesem Hintergrund nicht zu gerichtsorganisatorischen Maßnahmen veran­
lasst gesehen. Die Entscheidung des Präsidiums des Landgerichts Dortmund unter­
liegt keiner Kontrolle durch die Landesregierung. 

Das Präsidium des Landgerichts hat der Stärkung der Strafkammern in den letzten 
drei Jahren überdies ein besonderes Augenmerk gewidmet. So ist mit der Jahresge­
schäftsverteilung 2014 eine dritte Wirtschaftsstrafkammer installiert worden. Mit der 
Jahresgeschäftsverteilung 2015 ist - jedenfalls vorübergehend - eine zusätzliche all­
gemeine große Strafkammer eingerichtet worden. Zudem wurden von den seitens 
der Landesregierung im Rahmen des 15-Punkte-Programms geschaffenen neuen 
Stellen dem Landgericht Dortmund drei neue Planstellen zugewiesen. Die Präsiden­
tin des Landgerichts hat berichtet, das Präsidium habe sich bereits jetzt darauf ver­
ständigt, nach Besetzung der Stellen eine weitere große Strafkammer einzurichten. 
Deren Aufgabe werde es sein, die derzeit vorhandenen großen Strafkammern zu ent­
lasten. 

Sowohl die Präsidentin LJI'""':'lC"11"110I'"I'I"OI'"\ der 

Generalstaatanwältinnen und der Generalstaatsanwalt werden diesen seinem 



Sie lässt erkennen, dass die Zahl der Haftentlassungen deutlich abgenommen hat. 

Jahr Anzahl 
2003 8 
2004 11 
2005 13 
2006 16 
2007 10 
2008 5 
2009 4 
2010 2 
2011 0 
2012 0 
2013 2 
2014 4 
2015 4 
20161 4 



r 

1 14.11.2015 Versuchter Sprockhövel (-) 

Wohnun seinbruch 

2 20.11.2015 Wohnungseinbruch Bochum Schmuck im Wert von ca. 
600,00 € 

3 20.11.2015 Versuchter Bochum (-) 

Wohnun seinbruch 

4 21. oder Versuchter Moers (-) 
22.11.2015 Wohnun seinbruch 

5 27.11.2015 Wohnungseinbruch Mülheim an ein IPhone 
der Ruhr 

6 28.11.2015 Wohnun seinbruch Herne ca. 40,00 € Bar eid 

7 30.11.2015 Wohnun seinbruch Herten Bar eid und Schmuck 

8 30.11.2015 Wohnun seinbruch Herten Schmuck 

9 30.11.2015 Wohnun seinbruch Herten Schmuck 

10 30.11.2015 Versuchter Herten (-) 
Wohnun seinbruch 

11 01.12.2015 Versuchter Gladbeck (-) 

Wohnun seinbruch 

12 01.12.2015 Wohnun seinbruch Gladbeck Bar eid 

13 01. oder Wohnungseinbruch Bottrop Schmuck 
02.12.2015 

14 05.01.2016 Versuchter Krefeld (-) 

Wohnun seinbruch 

15 07.01.2016 Wohnungseinbruch Waltrop 335,40 € Bargeld, Laptop 
Toshiba, externe Festplatte, 
E-Bookreader Kindie, Per-
lenkette, Gold- und Silber-

schmuck im Gesamtwert 
I von 3.119,40 € sowie 

E-Book-Reader, 



18 

19 

20 11.01.2016 zwei Notebooks, 800,00 € 

Bar eid, diverser Schmuck 

21 13.01.2016 Wohnungseinbruch Dorsten Parfüm, Bargeld, Schmuck, 
ein Laptop, ein Fotoruck-
sack Loewe, 1 Playstation 3 

und eine Kamera Lumix 
blau 

22 15.01.2016 Versuchter Wesel (-) 

Wohnun seinbruch 

23 19.01.2016 Wohnungseinbruch Krefeld 300,00 € Bargeld, Gold-

und Silberschmuck, Kosme-

tikartikel und Bekleidungs-

gegenstände im Wert von 

ca. 8.000,00 € bis 

10.000,00 € 

24 23.01.2016 Wohnungseinbruch Dorsten Schmuck, ein Fotoapparat, 

Bargeld sowie im 
Gesamtwert von ca .. 

850,00 € 

25 25. oder Wohnungseinbruch Hamminkeln 1.500,00 € Bargeld, diverse 

26.01.2016 Werkzeuge, eine Spiegelre-

flexkamera, 9 Uhren, 2 App-

le iPad, 1 Notebook Asus 

und 1 Digitalkamera Sams-

ung im Gesamtwert von ca. 

5.000,00 € 

26 27.01.2016 Versuchter Raesfeld (-) 

Wohnun seinbruch 

Wohnungseinbruch Raesfeld Kameraausrüstung N ikon, 

Spirituosen und eine Ta-



von ca. 2.900,00 € 
30 V"ohnungseinbruch u.a. Zeiss Ferngläser, 

Jagdbekleidung, Nacht-
sichtgerät und zwei Motor-
radheime 

31 29.01.2016 Wohnungseinbruch Paderborn 220,00 € Bargeld sowie 
Schmuck im Gesamtwert 
von ca. 2.200,00 € 

32 29.01.2016 Wohnungseinbruch Paderborn Goldschmuck, eine Kame-
ra, Parfüm, 500,00 € Bar-
geld und eine Sonnenbrille 
im Gesamtwert von ca. 
15.000,00 € 

33 07. oder Wohnungseinbruch Mettingen ein Laptop Asus, 4.070,00 € 
08.02.2016 Bargeld, Schmuck, Mobilte-

lefone, iPods und Parfüm 
34 09.02.2016 Wohnungseinbruch Paderborn Schmuck, eine Digitalkame-

ra, Silberbesteck und Par-
füm im Gesamtwert von 
15.207,94 € 

35 -12-.02.2016 Wohnungseinbruch Dahlem Bargeld sowie ein I Pad Air 
im Wert von 1.320,00 € 

36 12. oder Wohnungseinbruch Nettersheim Schmuck im Gesamtwert 
13.02.2016 von ca. 500,00 € 

37 13. oder Wohnungseinbruch Nettersheim- eine Flex und eine Ketten-
14.02.2016 Tondorf sä e 

38 14.02.2016 Wohnungseinbruch Wesel eine goldene €-Münze, zwei 
Silbermünzen Olympia 
1996, ein Laptop Asus mit 
Trolley, zwei Kameras 
Canon, eine Handycam 
Canon, ein Modellauto R 8, 
Lebensmittel und 
im Gesamtwert von ca. 

€ 



43 Neunkirchen- u.a. eine Armbanduhr 
Vlu n 

44 19.02.2016 Wohnungseinbruch Neunkirchen- eine Jubiläumsuhr und 

Vluyn Schmuck, der im Garten 

des Hauses Antoniusstr.6 

aufgefunden und zurückge-

eben werden konnte 

45 19.02.2016 Versuchter Krefeld (-) 

Wohnun seinbruch 

46 20.02.2016 Wohnungseinbruch Hamminkeln Schranktresor sowie 

geld im Wert von ca. 

17.500,00 € 

47 21.02.2016 Versuchter Wesel (-) 

Wohnun seinbruch 

48 21.02.2016 Wohnungseinbruch Wesel Schmuck, Uhren, ein Note-

book und Bargeld im Wert 

von ca. 1.500,00 €. 

49 21.02.2016 Wohnungseinbruch Wesel 375,00 € Bargeld sowie 

Schmuck 


